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Die Steuerlast bemisst sich in ausgeprägtem Mass nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Steuerpflichtigen. Dabei besteht das Einkommen der meisten Steuerpflichtigen aus dem Verdienst 
aus einer Erwerbstätigkeit. Da die Lebenshaltungskosten kontinuierlich ansteigen, erhalten die 
meisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einen regelmässigen Teuerungsausgleich. Dieser 
entspricht normalerweise der seit dem letzten Ausgleich eingetretenen Teuerung gemäss 
Landeskonsumentenpreisindex und wird in der Form von Teuerungszulagen oder Lohnzuschlägen 
ausgerichtet.  

Wird die Teuerung ausgeglichen, steigen die Löhne Jahr für Jahr. Trotzdem sind die 
Erwerbstätigen nicht in der Lage, damit entsprechend mehr Güter und Dienstleistungen 
einzukaufen, da deren Preise in der Zwischenzeit ja ebenfalls gestiegen sind. Auf diese Weise 
schöpft der Staat einen grossen Teil des früheren und künftigen Lohnanstiegs wieder ab. Von 
dieser „kalten Progression“ können Haushalte hart getroffen werden. Es drängt sich daher auf, die 
Konsumentinnen und Konsumenten mit einem Ausgleich der kalten Progression gezielt zu 
entlasten.  

Vor diesem Hintergrund, aber nicht zuletzt auch als Massnahme im Zusammenhang mit der 
aktuellen Finanzkrise, soll die kalte Progression auch im Kanton Basel-Stadt sobald als möglich 
angepasst werden. Im Anschluss daran soll der Ausgleich der kalten Progression bei der 
Einkommenssteuer jährlich erfolgen, wie dies im Kanton Basel-Landschaft bereits heute der Fall ist 
(Steuergesetz des Kantons Basel-Landschaft, § 20: Berücksichtigung der Geldwertveränderung 
bei der Einkommenssteuer). 

Der Regierungsrat wird mit dieser Motion aufgefordert, die heute geltende steuergesetzliche 
Regelung im Kanton Basel-Stadt dergestalt anzupassen, dass für die Ermittlung des Steuersatzes 
das Einkommen der natürlichen Personen in jeder Veranlagungsperiode entsprechend der 
Veränderung des Landesindexes der Konsumentenpreise umzurechnen ist. In Anlehnung an die 
Steuergesetzgebung im Kanton Basel-Landschaft soll diese Umrechnung jeweils aufgrund 
Geldwertveränderung erfolgen, die innerhalb von 12 Monaten vor Ende Juni der vorangehenden 
Steuerperiode eingetreten ist.  

Dieser neue Modus der Steuersatzermittlung soll die heutige Regelung ersetzen, wonach die 
Steuertarife und die in Franken festgesetzten Abzüge immer dann dem Teuerungsstand angepasst 
werden, wenn der Basler Index der Konsumentenpreise seit der letzten Anpassung um 4% 
gestiegen ist (Steuergesetz des Kantons BS, § 37 Abs.1). 
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